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Bericht zum Stand der Bemühungen um Rüstungskontrolle und Abrüstung sowie 
der Veränderungen im militärischen Kräfteverhältnis 
(Jahresabrüstungsbericht 1995) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Nach dem Ende des Ost- West-Konfliktes bestand die Chance 
substantieller Abrüstung. Zunächst hatte es den Anschein, als 
ob diese ergriffen würde: In der Endphase des Konfliktes war 
es zu Rüstungskontrollabkommen sowohl im konventionellen 
wie im Bereich der ABC-Waffen gekommen. 

Inzwischen ist es deutlich geworden, daß es sich bei diesem 
Prozeß um einen Rüstungskontrollprozeß im traditionellen Sinn 
gehandelt hat. Das heißt, daß es den verhandelnden Parteien 
in erster Linie nicht um Abrüstung ging, sondern um herkömm- 
liches militärisches Stabilitätsdenken. Darüber hinaus befindet 
sich selbst dieser Rüstungskontrollprozeß in der Krise. In 
Europa stagniert der Rüstungskontrollprozeß sowohl im kon- 
ventionellen (KSE) wie im nuklearen Bereich (START-II). 

Trotz der Rüstungskontroll- Abkommen, die seit der Implosion 
der Staaten der Warschauer Vertragsorganisation abgeschlos- 
sen wurden, kann man daher nicht von einem Abrüstungspro- 
zeß sprechen. Vielmehr wurden lediglich Waffen abgestoßen, 
die aus militärischer Sicht nicht mehr benötigt werden. 

Nicht der Inhalt der Rüstungskontrollpolitik hat sich geändert, 
wohl aber die Form. Dies liegt im Wegfall des Ost-West-Anta- 
gonismus und der bipolaren Konfliktlage. Die neu entdeckten 
„Risiken 1 ' müssen als Begründung für die Neuausrichtung der 
Rüstungskontrollpolitik herhalten. Rüstungskontrolle ver- 
schiebt sich von der bisherigen, vor allem bipolaren Struktur 
hin zu einer global orientierten Rüstungskontrolle. Deutlich 
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wird das an der Weiterentwicklung des Nichtverbreitungsre- 
gimes für Atomwaffen und im Bereich der ABC-Waffen. 

Das Nichtverbreitungsregime wurde auf der Überprüfungs- 
konferenz des Nichtverbreitungsvertrages im letzten Jahr un- 
befristet und unkonditioniert verlängert. Die Kernwaffenstaa- 
ten weigern sich jedoch, dem Abrüstungsgebot des Artikel VI 
NPT Folge zu leisten. Die Verhandlungen zum Comprehensi- 
ve Test Ban Treaty werden nicht alle Testarten verbieten. Die 
Kernwaffenstaaten mit fortgeschrittenem technischen Stan- 
dard sichern sich die Möglichkeit von Simulationstests. Das Er- 
gebnis ist in beiden Fällen eine Verfestigung des Monopols von 
Atomwaffen. 

Rüstungskontrolle nach dem Ost- West-Konflikt beinhaltet 
noch weitere Komponenten, die zugespitzt als „unkooperative 
Rüstungssteuerung" bezeichnet werden kann. Das Feld dieser 
Art von Rüstungskontrolle ist die Rüstungsexportkontrolle. Zur 
Zeit des Ost-West-Konfliktes richtete sich diese Art der Rü- 
stungskontrolle gegen den damaligen Systemgegner. Instru- 
ment dieser Rüstungskontrollpolitik war das Cocom-Regime, 
das den Export von sensitiver und fortgeschrittener Technolo- 
gie in den ehemaligen Warschauer Pakt verhindern sollte. 

Kurz nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes wurden als neue 
Gegner hochgerüstete Regionalmächte wie der Irak und 
Libyen entdeckt. Rüstungsexportkontrolle richtet sich in Zu- 
kunft gegen solche Regionalmächte, die durch ihre Machtan- 
sprüche die Stabilität der „Neuen Weltordnung" nach dem 
Ende des Ost-West-Konfliktes gefährden könnten. 

Die Politik des Westens auf diesem Gebiet beinhaltet eine di- 
plomatische und eine militärische Komponente: Auf der einen 
Seite soll über Rüstungsexportkontrollregime der Export von 
Rüstungs- oder rüstungsrelevanten Gütern verhindert werden, 
auf der anderen Seite diskutieren die NATO-Staaten das Kon- 
zept der counter-proliferation, das eine starke militärische 
Komponente beinhaltet. 

Bislang wurde kein wirksames und umfassendes System der 
Rüstungsexportkontrolle entwickelt. Die Bestrebungen in der 
Europäischen Union zielen nur auf eine „Harmonisierung" der 
Rüstungsexporte. Für die Bundesrepublik Deutschland wird 
das eine Aufweichung der geltenden Rüstungsexportrichtlini- 
en bedeuten. Es ist offensichtlich, daß die neuen Rüstungsex- 
portkontrollregime nicht die Zielsetzung haben, militärische 
Sicherheitspolitik zu überwinden, sondern die globalen Rü- 
stungsprozesse in für die OECD-Staaten kontrollierbare Bah- 
nen zu lenken. 

Durch die Politik der NATO-Staaten werden selbst die fragilen 
Rüstungskontrollprozesse aus der Schlußphase des Ost-West- 
Konfliktes gefährdet. Die NATO-Osterweiterung würde die 
Grundlagen des KSE -Vertrages unterminieren und die Ratifi- 
zierung von START-II in Rußland gefährden. Rußland seiner- 
seits will durch die Neuregelung der Flankenregelung das 
KSE -Vertrags werk modifizieren. Die gegenwärtigen Entwick- 
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hingen im Bereich der Rüstungskontrolle sind deshalb besorg- 
niserregend. 

Trotz der Chancen nutzen die Regierungen des Westens die Si- 
tuation nur zu qualitativen Umrüstungsprozessen. Der Sicher- 
heitsbegriff wurde nicht entmilitarisiert. Im Gegenteil, durch 
die Erweiterung des Sicherheitsbegriffs im Sinne des Bundes- 
ministeriums der Verteidigung wurden Politikfelder in die 
deutsche Militärpolitik einbezogen, die früher zivil bearbeitet 
wurden. Der neue, funktionale Sicherheitsbegriff führt zwar 
über den territorialen Sicherheitsbegriff hinaus. Der Inhalt des 
erweiterten Sicherheitsbegriffs ist aber immer noch an den Si- 
cherheitsbedürfnissen der Industriestaaten orientiert. In den 
OECD-Staaten entwickelt sich ein Sicherheitsverständnis, das 
militärisch-interventionistisches Verhalten gegenüber Staaten 
zuläßt, die sich nicht in die neue Weltordnung einordnen las- 
sen. 

Die NATO-Ref orm und die Umstrukturierung einzelner NATO- 
Armeen führen zur Fortsetzung überflüssiger und überteuer- 
ter Rüstungsprogramme wie dem Euro-Fighter und zu neuen 
Beschaffungsmaßnahmen, deren Kosten noch nicht absehbar 
sind. Zwar wird generell das Personal reduziert, real findet aber 
eine qualitative Umrüstung statt. Damit werden notwendige 
Ressourcen und immense finanzielle Mittel, die für Abrü- 
stungsprozesse notwendig wären, langfristig festgelegt. 

Aufgrund der weltweiten ungleichen Entwicklung, die in vie- 
len Regionen der Erde zu einem Verelendungsprozeß geführt 
hat, ist diese Art der Sicherheitspolitik friedenspolitisch nicht 
vertretbar. Die Bundesrepublik Deutschland, als einer der reich- 
sten Staaten der Erde, der als Welthandelsmacht in besonde- 
rer Weise von den ungleichen Abhängigkeitsverhältnissen und 
der ungerechten und ökologisch unverträglichen Ressourcen- 
verschwendung profitiert, ist aufgerufen, initiativ zu werden. 

Aus der Politik der Bundesregierung spricht eine verengte Sicht 
der Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik. Es zeigt sich, daß 
die Rüstungskontrollpolitik der Bundesregierung den frie- 
denspolitischen Herausforderungen von heute nicht gerecht 
wird. Ein Ansatz, der in den siebziger Jahren weiterentwickelt 
wurde, ist der der unilateralen Abrüstung. Diese setzt auf be- 
wußt einseitig durchgeführte, selbstverpflichtende Abrü- 
stungsschritte. Ihr primäres Ziel sind Abrüstung und die Über- 
windung der militärisch fundierten nationalstaatlichen 
Machtpolitik, die durch ein kooperatives und auf Abrüstung 
und Zivilisierung der internationalen Beziehungen zielendes 
Sicherheitssystem ersetzt werden soll. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

den ins Stocken geratenen Rüstungskontrollprozeß konstruk- 
tiv weiterzuentwickeln und der internationalen Staatenge- 
meinschaft Vorschläge zu unterbreiten, einen substantiellen 
Abrüstungsprozeß einzuleiten. 

Diese Vorschläge sollen u. a. die folgenden Punkte enthalten: 
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1. Ein Maßnahmepaket einseitiger Abrüstungsschritte, das 
u. a. Schritte der weiteren Reduzierung der Bundeswehr, 
der Abschaffung der Wehrpflicht, die Zurücknahme der 
Umstrukturierung der Bundeswehr in eine interventions- 
fähige Armee, die Aufnahme eines Rüstungsexportverbo- 
tes in das Grundgesetz und den Verzicht der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf militärische Weltraumaufklärung 
beinhaltet. 

2. Die Zurückweisung des Konzeptes der counter-prolifera- 
tion, die Aufnahme des Verzichts auf ABC-Waffen in das 
Grundgesetz und das Engagement für die Aufgabe der nu- 
klearen Doktrin der NATO. 

3. Den Abbau der militärischen Potentiale in den Militär- 
bündnissen, in denen die Bundesrepublik Deutschland 
Mitglied ist. 

4. Die materielle Unterstützung des Abrüstungsprozesses in 
Form einer Aufstockung der nationalen Abrüstungshilfe, 
insbesondere an die Staaten der GUS. 

5. Die Erhöhung und Verstetigung der koordinierten Abrü- 
stungshilfe im Rahmen der Europäischen Union im kon- 
ventionellen und im nuklearen Bereich. 

6. Die kostenfreie Bereitstellung von Verifikationsmitteln der 
Bundesrepublik Deutschland für Rüstungskontrollabkom- 
men für andere Staaten, die dies wünschen sowie für die 
UNO, die OSZE oder ggf. andere regionale Organisatio- 
nen. 

7. Die Entwicklung eines Konzeptes präventiver Rüstungs- 
kontrolle, das für alle interessierten Staaten offen ist, und 
einen nichtdiskriminatorischen Umgang mit der Technolo- 
gieentwicklung ermöglicht. 

8. Die Verschärfung und wirksame Kontrolle von internatio- 
nalen Rüstungsexportkontrollregimen und -Vorschriften. 

Bonn, den 8. Mai 1996 

Angelika Beer 
Winfried Nachtwei 
Christian Sterzing 
Ludger Volmer 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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